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Antrag 

der Abgeordneten Stephan Gamm, Dennis Thering, Andreas Grutzeck,  
Birgit Stöver, Silke Seif (CDU) und Fraktion 

Haushaltsplan-Entwurf 2025/2026 

Einzelplan 4 Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Integration  

Aufgabenbereich 259 Gesundheit 

Produktgruppe 259.02 Gesundheitliche Versorgung, Pflege und Senioren  

Betr.: Integrierte Notfallzentren (INZ) fördern und Notaufnahmen der Kranken-
häuser entlasten. 

Eine gut funktionierende Notfall- und Akutversorgung ist ein fundamentaler Bestandteil 
der Gesundheitsversorgung und der Daseinsvorsorge der Hamburger Bevölkerung. 
Für Bürger, die sich in einer akuten medizinischen Notlage fühlen, ist es entschei-
dend, jederzeit unmittelbare direkte Hilfe erhalten zu können und hierbei ein hohes 
Vertrauen in die Zuverlässigkeit und Qualität der Versorgung zu haben. Dies gilt 
gleichermaßen für den ambulanten und den stationären Sektor. Schon länger hat die 
Politik den Reformbedarf der Notfall- und Akutversorgung im Blick. Hierbei steht unter 
anderem eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen den Kassenärztlichen Vereini-
gungen (KV) und den Notaufnahmen (NA) der Krankenhäuser in sogenannten Inte-
grierten Notfallzentren (INZ) im Fokus. 

Vor dem Hintergrund der gewachsenen Inanspruchnahme der Notfallversorgung wur-
de oft eine Unterscheidung „echter“ Notfälle von „offensichtlicher Fehlversorgung“ 
angemahnt. Für eine Reform des Notfallwesens eignet sich dieses Kriterium jedoch 
schlecht. Notfallmedizinische Strukturen wie der Notruf 112 oder die Notaufnahme von 
Krankenhäusern beinhalten keine Zugangsbarriere und werden deswegen immer von 
einem großen Spektrum Hilfesuchender in Anspruch genommen werden. Die Hilfesu-
chenden definieren für sich selbst den Notfall und befinden sich in der Regel in einer 
persönlichen Ausnahmesituation. Es ist daher wichtig, dass die Notfall- und Akutver-
sorgung rund um die Uhr in der Lage ist, Hilfesuchende unmittelbar zielgerichtet zur 
richtigen Versorgung zu steuern. 

Die Notfallmedizin hat durch die ständige Verfügbarkeit von Leistungen eine für die 
Gesellschaft hohe Bedeutung. Die Finanzierung der Vorhaltekosten wird von der Leis-
tungserbringerseite aber als nicht ausreichend angesehen. Die gegenwärtige leis-
tungsabhängige Vergütung von Vorhaltekosten als ein kalkulierter Anteil der fallmen-
genabhängigen Leistungsvergütung wird dem Wesen von Vorhalteleistungen nicht 
gerecht, da Vorhalteleistungen auch erbracht werden, wenn keine Behandlung erfolgt. 

Im KV-Bereich erfolgt die Vergütung ausschließlich leistungsabhängig über den ein-
heitlichen Bewertungsmaßstab (EBM). Vorhalteleistungen, zum Beispiel für die Leit-
stelle 116117 und den aufsuchenden Bereitschaftsdienst, werden dadurch nicht auf-
wandsadäquat vergütet. In Hamburg hat das Marienkrankenhaus und die KVH mit 
einem Pilotprojekt das INZ am Marienkrankenhaus integriert. Leider ist die KVH aus 
offensichtlich finanziellen Gründen im Sommer 2024 aus dem Projekt ausgestiegen. 
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Dem Marienkrankenhaus ist es danach gelungen, das Projekt trotzdem weiterzufüh-
ren. Mittlerweile ist das INZ am Marienkrankenhaus so aufgebaut, dass die Patienten 
sowohl von diensthabenden Ärztinnen und Ärzten aus der Notfallmedizin als auch von 
Ärztinnen und Ärzten der Allgemeinmedizin umfassend medizinisch versorgt werden 
können. In allen Krankenhäusern der erweiterten und der umfassenden Notfallversor-
gung sollten zukünftig integrierte Notfallzentren (INZ) aufgebaut werden.  

Um möglichst schnell die Schwachstellen im Hamburger Notfallwesen zu beseitigen, 
bedarf es, auch ohne eine umfassende Reform des bundesdeutschen Notfallwesens, 
eines Voranschreitens des Hamburger Senats zur Implementierung von integrierten 
Notfallzentren in die Hamburger Krankenhauslandschaft. 

Die Bürgerschaft möge beschließen: 

Der Senat wird aufgefordert, 

1. sich für eine Ausweitung des am Marienkrankenhaus etablierten Pilotprojekts 
eines integrierten Notfallzentrums (INZ) auf ein zunächst zweites INZ in Hamburg 
in Zusammenarbeit mit den betroffenen Krankenhäusern und der KVH einzuset-
zen. Dabei ist vorrangig der Bereich Harburg zu berücksichtigen; 

2. sich auf Bundesebene für eine Neuregelung und auskömmliche Finanzierung der 
Notfall- und Akutversorgung unter Schaffung integrierter Notfallzentren (und Not-
fallleitstellen) einzusetzen; 

3. zu prüfen, ob bis zu einer Krankenhausreform für den Betrieb der integrierten 
Notfallzentren mit Mitteln aus dem Haushalt die Fortführung der Angebote gesi-
chert werden kann; 

4. der Bürgerschaft bis zum 31. März 2025 zu berichten. 


